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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 320/08 B 
 
L 3 U 262/06 (LSG Rheinland-Pfalz) 
S 4 U 149/05 (SG Trier) 
 
 
 
…………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………, 
  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft für Fahrzeughaltungen, 
Ottenser Hauptstraße 54, 22765 Hamburg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 25. Februar 2009 durch den  

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r   sowie den Richter   Dr.  B e c k e r    

und den Richter   H e i n z    

beschlossen:  

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 30. September 2008 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

Sozialgerichtsgesetz <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung der Beschwerde entgegen 

§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG einen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG (grundsätzliche 

Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) weder hinreichend dargelegt noch 

bezeichnet. Da der Beschluss über eine erfolglose Nichtzulassungsbeschwerde nur kurz 

begründet werden soll und von einer Begründung abgesehen werden kann, wenn sie - wie 

hier - nicht geeignet ist, zur Klärung der Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen 

(§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG), beschränkt sich der Senat auf folgende Hinweise: 

 

Der Kläger stützt sich zunächst auf den Zulassungsgrund der grundsätzlichen Bedeutung der 

Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG. Den Darlegungserfordernissen für eine Grundsatz-

revision ist nur dann genügt, wenn eine abstrakte Rechtsfrage klar formuliert und ausgeführt 

wird, dass diese von allgemeiner Bedeutung, klärungsbedürftig und klärungsfähig ist (BSG 

SozR 4-1500 § 160a Nr 11 RdNr 19 und Nr 9 RdNr 4, jeweils mwN). Diesen Anforderungen 

wird die Beschwerdebegründung nicht gerecht. Soweit der Kläger der Frage eine 

grundsätzliche Bedeutung beimisst, "inwiefern durch die hier angefochtene Entscheidung die 

vom Gesetzgeber vorgegebene Anwendbarkeit der Berufskrankheit Nr 1317 zur Anlage der 

BKV missachtet wurde", wird die Richtigkeit des angefochtenen Urteils beanstandet. Darauf 

kann eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision jedoch nicht in zulässiger Weise 

gestützt werden. 

 

Soweit der Kläger darüber hinaus einen Verfahrensmangel mit der Begründung geltend macht, 

das LSG habe sich ausschließlich auf die Gutachten von Dr. K.        und Dr. S.                 ge-

stützt, ohne das Gutachten von Dr. B.    zu berücksichtigen, wendet er sich gegen die mit der 

Nichtzulassungsbeschwerde nicht angreifbare Beweiswürdigung (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 

SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG.  
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